
22 Ci 0 f>VI ZR 112/60
Verkündet 
am 16o Mai 1961
Hoffmeister, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

1) der Firma E M B  & D M *  OHG, W M M M t - B a O M *  Barl M M  st r a ß
2) des persönlich haftenden Gesellschafters Otto Del 

ebenda,
3) des persönlich haftenden Gesellschafters Karl-Otto De(

ebenda, _____
4) des Kraftfahrers Friedei H M M M »  W M i f l H B - I f l M H H K > DsMMstr. M ,

Beklagten, Berufungskläger, Anschlußberufungsbe­
klagten und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n
den Schüler Hans Peter HeMMMft, W^mp*-Ba|^M’ Straße M ,  gesetzlich vertreten durch seinen Vater, 
Polsterer Hans H e M M B * »  ebenda,

Kläger, Berufungsbeklagten, Anschlußberufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmäehtigter: Rechtsanwalt Dr.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 5. Mai 1961 unter Mitwirkung der Bundes­
richter Dr. Kleinewefers, Dr. K.E, Meyer, Hanebeck, Heinrich 
Meyer und Dr. Pfretzschner

für Recht erkannt:

I. Auf die Revision des Beklagten Friedei 
Hermann wird das Urteil des 1. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 25. Februar I960
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aufgehoben, soweit dieser in dem Erkenntnis über 
den Zahlungsanspruch verurteilt worden ist, mit 
den Beklagten zu 1 - 3 gesamtschuldnerisch mehr 
als 3 000 DM Schmerzensgeld zu zahlen.

II. Im übrigen werden die Revisionen zurück­
gewiesen.

III. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

IV. Von den Kosten des Revisionsrechtszuges 
tragen die Beklagten zu 1) bis 3) ihre eigenen 
außergerichtlichen Kosten ganz, die Gerichts­
kosten und die außergerichtlichen Kosten des 
Klägers zu drei Vierteln. Im übrigen wirddie 
Entscheidung über die Kosten der Revision dem 
Berufungsgericht Vorbehalten.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Der am B .  f B B B B  1947 geborene Kläger nimmt die Be­
klagten wegen eines Verkehrsunfalls in Anspruch, der sich 
am 24. Juni 1958 gegen 17°° Uhr in
ereignet hat. Der Kläger wurde, während er auf dem - von 
der Straße gesehen - rechten Begrenzungspfeiler der Post­
hofausfahrt in der HaBB&frraßä? saß, von dem aus dem Post­
hof herauskommenden Opel-Caravan der Erstbeklagten angefah­
ren und schwer verletzt. Am Lenkrad des Unfallfahrzeugs saß 
der bei der Erstbeklagten beschäftigte Wiegkammergehilfe 
JUrgen M B  - in den Vorinstanzen Beklagter zu 5) neben 
diesem der ebenfalls in Diensten der Erstbeklagten stehen- 
de$Beklagte zu 4). Der damals 17-jährige Jürgen M B  hatte 
keinen Führerschein? die Führung des Wagens oblag dem Be­
klagten zu 4).

Der Kläger hat vorgetragen, der Beklagte zu 4) habe 
Jürgen Mb  die Führung des Fahrzeuges überlassen, obwohl 
er gewußt habe, daß dieser keinen Führerschein besaß. M B  
sei infolge mangelnder Fahrkenntnisse bei der Ausfahrt zu 
weit nach links geraten, dadurch habe das Fahrzeug den 
Kläger erfaßt und verletzt.

Der Kläger hat mit der Klage ein angemessenes Schmer­
zensgeld sowie die Feststellung begehrt, daß die Beklagten 
ihm als Gesamtschuldner zum Ersatz aller künftigen Unfall­
schäden verpflichtet sind.

Die Beklagten haben Klageabweisung beantragt. Sie ha­
ben entgegnet, den Kläger treffe ein Mitverschulden.
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Das Landgericht hat die Beklagten als Gesamtschuldner 
zur Zahlung eines Schmerzensgeldes von 15 OOO DM verurteilt 
und die begehrte Feststellung getroffen.

Gegen dieses Urteil haben die Beklagten Berufung einge­
legt mit dem Antrag,

1) die Klage abzuweisen, soweit sie verurteilt worden 
sind, an den Kläger ein Schmerzensgeld von mehr als 
3 000 DM zu zahlen,

2) soweit ihre Sehadensersatzpflicht festgestellt wor- 
den ist, diese Feststellung auf 3/4 zu beschränken 
und den etwaigen Übergang von Ansprüchen auf Sozial- 
versicherungsträger von der Feststellung auszunehmen.

Der Kläger hat Anschlußberufung eingelegt mit der Bitte,

1) ihm ein angemessenes Schmerzensgeld für die Zeit bis 
zum vollendeten 18. Lebensjahr zuzusprechen,

2) festzustellen, daß die Beklagten verpflichtet sind, 
ihm allen materiellen Schaden, der ihm aus dem Un­
fall entstehen wird, sowie allen immateriellen Scha­
den, der ihm nach dem vollendeten 18. Lebensjahr ent­
stehen wird, zu ersetzen.

Das Oberlandesgericht hat die Beklagten zur Zahlung eines 
Schmerzensgeldes von 8 000 DM für die Zeit bis zum vollende­
ten 18. Lebensjahr des Klägers verurteilt und festgestellt, 
daß die Beklagten verpflichtet sind,
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a) dem Kläger allen materiellen Schaden zu ersetzen, 
der ihm aus dem Unfall entstehen wird, soweit die 
Ansprüche nicht auf Sozialversicherungsträger 
übergegangen sind,

b) dem Kläger allen immateriellen Schaden zu ersetzen, 
der ihm nach Vollendung des 18. Lebensjahres aus 
dem Unfall entstehen wird.

Mit der Revision erstreben die Beklagten die Aufhebung 
des angefochtenen Urteils und Zurückverweisung der Sache, 
soweit sie zur Zahlung eines Schmerzensgeldes von mehr als 
3 000 DM verurteilt sind, sowie die Abweisung der Klage, 
soweit die Feststellung begehrt wird, daß sie zum Ersatz der 
immateriellen Zukunftsschäden verpflichtet sind. Der Kläger 
bittet um Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:

I.
Das Berufungsgericht hat ohne Rechtsirrtum eine Schaden­

ersatzpflicht der Beklagten aus §§ 823» 831 BGB bejaht, ein 
Mitverschulden des Klägers dagegen verneint. Insoweit erhebt 
auch die Revision keine Beanstandung. Sie wendet sich aber 
gegen die Entscheidung zum Schmerzensgeld.

II.

1) Das Berufungsgericht geht in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Entscheidung des Großen Senats für Zivilsachen



-  6 -

BGHZ 18, H 9  davon aus, daß bei der Bemessung des Schmerzens­
geldes der Entschädigunge- oder Ausgleichsgedanke im Vorder­
grund stehen muß«, Es legt Art und Ausmaß der Schmerzen, Lei­
den und Entstellungen sowie der Lebensbeeinträchtigung des 
Klägers eingehend dar und bringt diese entgegen der Meinung 
der Revision in eine angemessene Beziehung zur Höhe des zu­
erkannten Schmerzensgeldes. Auch den Grad des Verschuldens 
des Beklagten zu 4) hat das Berufungsgericht nicht unberück­
sichtigt gelassen.

2) Die Revision meint, das Berufungsgericht hätte ent­
sprechend dem Antrag der Beklagten ein neues ärztliches Gut­
achten einholen müssen; denn das 5 Monate nach dem Unfall 
erstattete Gutachten habe keine geeignete Grundlage für die 
Ermittlung der Unfallfolgen bilden können. Die Rüge geht 
fehl. Das Berufungsgericht hat demy^^S^irrtumsfrei entnom­
men, daß eine endgültige Beurteilung der Unfallfolgen erst 
nach Abschluß der kindlichen Entwicklung im 16. - 18c Lebens­
jahr möglich sei. Unter diesen Umständen hatte das Berufungs­
gericht keinen Anlaß, bereits rund 15 Monate nach Erstattung 
des Gutachtens ein neues Gutachten einzuholen.

3) Das Berufungsgericht hat das zu zahlende Schmerzens­
geld auf die Zeit bis zum vollendeten 18. Lebensjahr des Klä­
gers beschränkt, da nach dem ärztlichen Gutachten die späte­
ren Auswirkungen der Unfallfolgen zur Zeit noch nicht über­
sehbar seien. Diese Begrenzung des Schmerzensgeldes auf einen 
bestimmten Zeitraum ist entgegen der Meinung der Revision 
rechtlich nicht zu beanstanden. Die Revision weist selbst 
zutreffend darauf hin, daß ein Schmerzensgeld für die Zukunft 
nur zugesprochen werden kann, wenn und soweit die künftigen 
Gesundheitsschäden überschaubar sind. Das Berufungsgericht
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hat aber dem ärztlichen Gutachten in rechts-f ehlerfr’eier tat­
richterlicher Würdigung entnommen, daß weitere schwerv/iegen­
de Gesundheitsschäden, insbesondere Wachstumshemmung und 
Hodenschäden zu befürchten und die Auswirkungen des Unfalls 
auf den Gesundheitszustand des Klägers nach Art und Umfang 
für die Zeit nach dem 18. Lebensjahr gegenwärtig noch nicht 
übersehbar sind. Es hat daher im Einklang mit Rechtsprechung 
und Schrifttum das Schmerzensgeld auf den im Zeitpunkt der 
letzten mündlichen Verhandlung überschaubaren Zeitraum be­
grenzt und für die weitere Zukunft lediglich die Ersatz­
pflicht der Beklagten antragsgemäß festgestellt (RG SeuffArch 
88 Nr. 40; WarnRspr 1917 Nr. 99; Urteil des erkennenden Se­
nats vom 11.12.1956 - VI ZR 286/55 - VersR 1957, 66; BGB RGRK 
11. Aufl, § 847 Anm. 10).

4) Das Berufungsgericht hat dem Beklagten zu 4) in der 
Annahme, er genieße im Gegensatz zum Beklagten Jürgen 
Versicherungsschutz, ein Schmerzensgeld in gleicher Höhe wie 
den Beklagten zu 1) - 3) - 8.000 DM-auferlegt, während es das 
vom Beklagten Jürgen zu zahlende Schmerzensgeld mit Rück­
sicht auf das Pehlen von Versicherungsschutz, sein geringes 
Einkommen und sein geringeres Verschulden auf nur 2 000 DM 
festgesetzt hat. Die Auffassung des Berufungsgerichts, der 
Beklagte zu 4) genieße Versicherungsschutz, ist jedoch, wie 
die Revision mit Recht rügt, nicht frei von rechtlichen Be­
denken.

Der Beklagte zu 4) war zwar gemäß § 10 Abs. 1, 2 AKB 
als berechtigter Fahrer mitversichert. Er hat aber nach der 
- zwar nur für diesen Rechtsstreit getroffenen - Feststel­
lung des Berufungsgerichts unmittelbar vor dem Unfall auf 
dem Beifahrersitz des Kraftfahrzeugs Platz genommen und
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war stillschweigend damit einverstanden, daß Jürgen 
der keine Fahrerlaubnis hatte, den Kraftwagen in Bewegung 
setzte. Danach könnte der Beklagte zu 4) dem Haftpflicht­
versicherer gegenüber gemäß §§ 2 Abs. 2 b, 3 Abs. 1 AKB 
den Versicherungsschutz verloren haben und dieser den 
Rechtsschutz verweigern (vgl. Stiefel-Wussow, Kraftfahr­
zeugversicherung, 4. Aufl. § 3 AKB Anm. 2). Ist aber der 
Haftpflichtversicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei geworden, so geht die Forderung des Geschädigten, so­
weit ihn der Versicherer nach § 153 c VVG befriedigt, nach 
§ 158 f VVG auf diesen über. Der Beklagte zu 4) wäre damit 
im Ergebnis wirtschaftlich ebenso gestellt, wie wenn für 
ihn überhaupt kein Versicherungsschutz bestände. Er kann 
durch die Verurteilung möglicherweise in schwere Wirtschaft 
liehe Bedrängnis geraten. Unter dem Gesichtspunkt der Bil­
ligkeit, d.h. der Berücksichtigung der Verhältnisse beider 
Parteien, soll aber der Gedanke des Ausgleichs im allgemei­
nen nicht dazu führen, den Schädiger in nachhaltige Not zu 
bringen (BGHZ 18, 149, 159)« Das angefochtene Urteil gegen 
den Beklagten zu 4) kann daher nicht bestehen bleiben, so­
weit dieser zur Zahlung eines Schmerzensgeldes von mehr als 
5 000 DM verurteilt worden ist. In diesem Umfang ist die 
Verurteilung durch das Landgericht in Rechtskraft erwachsen 
da die Beklagten insoweit keine Berufung eingelegt haben. 
Entsprechend war auch der Antrag der Revision zu verstehen.

Bei der erneuten Prüfung der Höhe des vom Beklagten 
zu 4) zu zahlenden Schmerzensgeldes ist folgendes zu beach­
ten; Im Hinblick auf die Genugtuungsfunktion des Schmerzens 
geldes wird eine schlechte Vermögenslage des Schädigers je 
nach dem Anlaß des Schadensereignisses, insbesondere nach 
dem Grad des Verschuldens, stärkeres oder schwächeres Ge-
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wicht haben. Besonders verwerfliches Verhalten des Schädigers, 
wie rücksichtsloser Leichtsinn oder gar Vorsatz, können den 
Gedanken, ihn vor wirtschaftlicher Not zu bewahren, weitge­
hend zurückdrängen (BGHZ 18, 159)o Wie weit sich ein Verlust 
des Versicherungsschutzes auf die Höhe des vom Beklagten zu 
4) zu zahlenden Schmerzensgeldes auswirken muß, ist eine Fra­
ge tatrichterlicher Würdigung, bei der alle Umstände des Fal­
les zu berücksichtigen sind.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 97, 100 ZPO.

Dr. Kleinewefers Dr. K.E. Meyer Hanebeck

Heinrich Meyer Br. Pfretzschner
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